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Strategische Prozessführung, Tarifverhand-
lungen und Antidiskriminierungsbehörden – 
verschiedene Wege zur Lohngleichheit?1

GESINE FUCHS

Einleitung

Gleichheit zwischen den Geschlechtern ist als Leitnorm der Moderne in Europa in­
zwischen umfassend kodifiziert. Recht und Wirklichkeit fallen aber oft auseinander. 
So betragen in Europa die Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern bis zu 
25%. Die eigentlichen Einkommensunterschiede sind dabei noch viel höher, wenn 
man hohe Teilzeitraten für Frauen, ihre höhere Arbeitslosigkeit und benachteili­
gende Steuersysteme in Betracht zieht. 
Lohnunterschiede können zum Teil mit unterschiedlichem „Humankapital“ erklärt 
werden, wie Ausbildungsstand und Berufserfahrung, denen strukturelle Ungleich­
heit zugrundeliegt. Auch wird immer noch für gleiche Arbeit weniger gezahlt, doch 
viel verbreiteter ist indirekte Diskriminierung, wenn gleichwertige Arbeit in femini­
sierten Arbeitsbereichen schlechter entlohnt wird als in männlich geprägten (siehe 
auch vorstehenden Beitrag von Busch und Holst). Neben Ansätzen, die strukturellen 
Gründe für das Problem der Lohnungleichheit zu beseitigen – etwa durch Bildung 
oder Vereinbarkeitspolitik – gelten Gesetzgebung, strategische Prozessführung, Ta­
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rifverhandlungen und Antidiskriminierungsbehörden als direktere Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Lohnungleichheit.
Die drei letztgenannten Strategien für Lohngleichheit in der Schweiz, Deutschland 
und Frankreich sind Gegenstand dieses Artikels, der auf einem vergleichenden For­
schungsprojekt zur Rechtsmobilisierung beruht. Unter welchen Umständen ist der 
Gang vor Gericht eine wirksame und akzeptierte Strategie und welche Alternativen 
dazu gibt es? Zentrale Hypothese ist, dass Rechtsmobilisierung von zwei Variablen, 
den juristischen und den diskursiven Gelegenheitsstrukturen, abhängt (legal and 
discursive opportunity structure). Je günstiger rechtliche und diskursive Gelegen­
heitsstrukturen beschaffen sind, desto eher wird Recht juristisch und diskursiv für 
Forderungen nach Lohngleichheit eingesetzt. Vorläufige Ergebnisse zeigen jedoch, 
dass der Einfluss der Gelegenheitsstrukturen komplexer ist als ursprünglich von 
mir angenommen. Statt einem unterschiedlichen Grad an Mobilisierung sind unter­
schiedliche nationale Agenda­Settings und Strategien zu beobachten. 

Einflussfaktoren für rechtsmobilisierung

Eine rechtliche Gelegenheitsstruktur besteht erstens aus relevanten Faktoren für den 
Zugang zum Recht, also Fragen geographischer, finanzieller, informationeller und 
kultureller Hürden. Zweitens ist materielles und prozedurales Recht günstig, das 
einen klaren Gleichheitsbegriff und eine spezifische Definition von Lohngleichheit 
aufweist, konsistente und nicht überkomplexe Regelungen auch für die Verfahren 
hat, eine starke Stellung der Klagenden, die Existenz unabhängiger Untersuchungs­
instanzen und schließlich schnelle Verfahren umfasst, denn „Justice delayed is ju­
stice denied“. Dies beeinflusst die Erfolgsaussichten und die Legitimität von Kla­
gen. Drittens kann diskursiv hergestelltes Recht (Rechtsprechung und akademische 
Lehrmeinung) durch die Interpretation der Gesetze Gelegenheitsfenster öffnen oder 
schließen. Die diskursive Gelegenheitsstruktur als Teil der politischen Gelegenheits­
struktur “is limited to the framework of ideas and meaning­making institutions in a 
particular society” (Ferree u.a. 2002, 62).
Dazu gehören politisch­institutionelle Faktoren, sozio­kulturelle Faktoren wie z.B. 
ein hohes Institutionenvertrauen, das Rechtsmobilisierung als sinnvollen Weg er­
scheinen lässt. Schließlich ist es günstig, wenn Massenmedien offen für Stimmen 
verschiedener gesellschaftlicher AkteurInnen sind, und wenn JournalistInnen Infor­
mationen unabhängig und proaktiv recherchieren können. Im Weiteren beschränke 
ich mich auf die rechtlichen Gelegenheitsstrukturen.
In Europa haben sich die Möglichkeiten, vor Gericht zu gehen, in den letzten Jahren 
erweitert, etwa durch das Vorabentscheidungsverfahren des Europäischen Gerichts­
hofs (EuGH), bei dem ein nationales Gericht – auch auf Antrag der Klageseite – die 
Vereinbarkeit nationaler Gesetze mit Europäischem Recht prüft. Diese Entwicklung 
wird allerdings kontrovers beurteilt. Während die einen dies als einen neuen Kanal 
politischer Partizipation besonders für unterprivilegierte Gruppen sehen (Cichowski 
2006), werten andere die Entwicklung als Entpolitisierung und Individualisierung 
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des Problems. Die „Justizialisierung der Politik“ erweitere die politische Handlungs­
fähigkeit nicht (Wilde 2006).

Strategische Prozessführung

Innerhalb der europäischen Union gelten neben Verfassungen und internationalen 
Verträgen bis heute EU­Direktiven und ­Verträge als wesentlich für jeden Gleich­
stellungsfortschritt im Erwerbsleben.2 Die gegenwärtig verhältnismäßig gute, wenn 
auch verbesserungsfähige Rechtslage ist Ergebnis jahrzehntelanger politischer Aus­
einandersetzungen sowie der strategischen Nutzung des Vorabentscheidungsverfah­
rens beim Europäischen Gerichtshof durch EinzelklägerInnen und Organisationen, 
welche zu einer Reformierung und Präzisierung vieler eher schwacher nationaler 
Regelungen führte. Heute ist gleicher Lohn bei gleicher und gleichwertiger Arbeit 
im EG­Vertrag niedergelegt (Art. 141), direkte und indirekte Diskriminierungen bei 
Anstellung, Arbeitsbedingungen, Entlohnung, Entlassung und sozialer Sicherung 
sind verboten. Entschädigung und Schadenersatz für Diskriminierung müssen ab­
schreckend sein und die Mitgliedsstaaten müssen Behörden einrichten, die Diskri­
minierungsopfern helfen und diese informieren. Verbände sollen die Möglichkeit 
haben, Opfer zu unterstützen. Es gilt in Diskriminierungsfällen eine erleichterte 
Beweislast und schließlich sind positive Fördermaßnahmen (z.B. Quoten) unter be­
stimmten Bedingungen zulässig (vgl. Cichowski 2007, 73­188; Klein 2006, 34­98; 
Berghahn 2008). Die jeweilige nationale Umsetzung ist dabei schwächer oder stär­
ker; in der Forschung wird von verschiedenen „worlds of compliance“ gesprochen 
(Falkner/Treib 2008). 
Bei strategischer Prozessführung werden Testfälle, die besonders typisch oder re­
levant sind, vor Gericht gebracht. Ziel kann es sein, dass Gesetze richtig vollzogen 
werden, rechtliche Lücken aufgezeigt werden oder politischer wie rechtlicher Wan­
del angestoßen wird. Urteile können auch direkt die Anwendung und Interpretation 
geltenden Rechts verändern. Soziale Bewegungen haben in den letzten Jahren stra­
tegische Prozessführung zunehmend genutzt, um ihre Forderungen voranzubringen 
und zu legitimieren (siehe McCann 2006, McCann 1994 für Lohngleichheit). In den 
hier untersuchten Ländern gab es in den letzten Jahren unterschiedlich viele Verfah­
ren. Heraus sticht die Schweiz mit 185 Prozessen zwischen 1996 und 2006 (davon 
20 Verbandsklagen). Demgegenüber sind in Deutschland 46 Lohngleichheitsfälle 
zwischen 1980 und 2007 registriert, und in Frankreich gibt es nur wenig bekannte 
Fälle.3

Zur höheren Rechtsmobilisierung in der Schweiz passt, dass sie auch auf den ersten 
Blick die stärksten rechtlichen Gelegenheitsstrukturen hat. 1981 wurde durch eine 
Volksinitiative ein Gleichheitsartikel in die Schweizerische Bundesverfassung einge­
fügt, der ausdrücklich gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit nennt (jetzt Art. 8 Abs. 
3 nBV). Ein ExpertInnenbericht von 1988 zur Lohnschere gab den Anstoß zur Erar­
beitung des Gleichstellungsgesetzes (GlG, seit 1996) für das Erwerbsleben, das aber 
nur das Merkmal Geschlecht abdeckt und die EU­Rechtslage bis Mitte der 1990er 
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Jahre im Wesentlichen übernahm (SGS 151.1).4 Das Gesetz führt ein Schlichtungs­
verfahren ein und postuliert die Untersuchungsmaxime, d.h. das Gericht muss den 
Sachverhalt von Amts wegen feststellen, während in normalen Zivilverfahren die 
KlägerInnen alle Fakten beibringen müssen. Zudem sind Verbandsklagen zulässig. 
Unter den nach Gleichstellungsgesetz angestrengten Verfahren ist Lohngleichheit 
das wichtigste Thema. Lohngleichheit ist auch in den Medien das wichtigste Thema 
der Gleichstellung im Erwerbsleben, wie eine Zeitungsanalyse gezeigt hat (Fuchs 
2010). Kennzeichnend sind Verbands­ bzw. Sammelklagen öffentlicher Angestell­
ter typischer Frauenberufe, die eine Höherbewertung ihrer Arbeit fordern. In einem 
beispielhaften Fall reichten Gewerkschaften und Beschäftigte aus vier Gesundheits­
berufen in Zürich 1996 eine Klage mit der Begründung ein, sie seien in der letzten 
Besoldungsrevision 1991 diskriminierend beurteilt und eingestuft worden. Zum 
Vergleich zogen die Krankenschwestern u.a. die höher eingestuften Polizisten he­
ran. Das Gericht ordnete 1998 für alle Berufe arbeitswissenschaftliche Gutachten an. 
2001 korrigierte das Gericht die konkrete Einstufung beim Kriterium „Ausbildung 
und Erfahrung“, monierte aber das ursprünglich angewandte Bewertungsverfahren 
nicht. Daraus resultierten Höhereinstufungen mit 70 Mio. CHF jährlichen Mehrko­
sten sowie etwa 280 Mio. CHF Nachzahlungen. Schließlich gab es mindestens neun 
Folgeprozesse um Nachzahlungen auch bei anderen öffentlichen Arbeitgebern im 
Kanton (Zürich Fall 7, unter www.gleichstellungsgesetz.ch). 
Bei diesem Beispiel lassen sich mehrere Erfolgsfaktoren ausmachen: Die Klage war 
gut vorbereitet und das Ergebnis langjähriger Lobbyarbeit von Feministinnen in ih­
ren Verbänden, welche auf juristische wie praktische Erfahrungen früherer Prozesse 
zurückgreifen konnten. Die Klage war in regionale Proteste im Gesundheitswesen 
eingebunden, wo der Slogan „Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“ prominent zu 
hören war – auch in der Presse. Aus Interviews mit Aktivistinnen und Anwältinnen 
lassen sich weitere positive Umstände herausarbeiten. Der Untersuchungsgrundsatz 
im Gerichtsverfahren erforderte ein Arbeitsbewertungsgutachten, das vom Gericht 
bezahlt wurde und entscheidend für den Sieg war. Das Instrument der Verbandsklage 
erleichterte es Einzelpersonen, vor Gericht zu gehen. Tatsächlich gibt es bei Ver­
bandsklagen i.d.R. eine Kerngruppe von langjährigen Gewerkschaftskolleginnen, 
die gemeinsam eine Klage durchstehen und auch ihr Gesicht für „politisches Begleit­
geheul“ (so eine Gewerkschaftssekretärin) hergeben. Ein wenngleich kleines, aber 
dennoch effizientes gleichstellungspolitisches Netzwerk zwischen Gewerkschaften, 
staatlichen Gleichstellungsstellen, Universitäten und privaten Forschungsbüros so­
wie Anwältinnen hat es auch ermöglicht, Lohngleichheit auf der politischen Agenda 
zu halten und Selbst­Tests zur Entdeckung von Lohndiskriminierung zu entwickeln 
(vgl. www.logib.ch). 
Eine höhere Rechtsmobilisierung wird vor allem verhindert durch unzureichenden 
Kündigungsschutz, lange Verfahren und hohe Kosten, die bei Individualverfahren 
besonders abschreckend sind, zumal der Organisierungsgrad in der Schweiz niedrig 
ist.5 

FP_02_10_089_115.indd   105 30.09.2010   16:00:27



FORUm

106 FEMINA POLITICA 2 | 2010

Die schweizerischen Verbandsklagen hatten substanzielle Nachzahlungen und Än­
derungen im Lohngefüge vieler Kantone zur Folge. Dies ist als ein großer Erfolg für 
die Klagestrategie zu bewerten. 

Tarifverhandlungen

Die Rechtslage in Deutschland war und bleibt im Gegensatz zur Schweiz schwach. 
Zwischen 1980 und 2006 gab es nur einen Zusatzartikel im BGB (§ 612 Abs. 3), Ver­
bandsklagen waren nicht möglich. Die Umsetzung der EU­Direktiven war verspätet 
sowie unzureichend, und wurde erst durch Vorabentscheidungen des EuGH verbes­
sert (Schiek 2002, Kodré/Müller 2003). Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) ist insofern ein Fortschritt, als es Diskriminierung auch aufgrund anderer 
Merkmale verbietet. Im AGG fehlt aber eine ausdrückliche Klausel zur Lohngleich­
heit. Verbandsklagen sind weiterhin nicht möglich, es gibt nur ein sehr schwaches 
„Beistandsrecht“ (§§ 17, 23 AGG). Einige Vorschriften wie kurze Klagefristen oder 
Entschädigungsvoraussetzungen sind nicht EU­konform. Die neu eingerichtete An­
tidiskriminierungsstelle des Bundes hat nur wenige Kompetenzen und eine weiter­
hin schwache Leitung (vgl. Fuchs u.a. 2009, 264­266).
Dennoch gab es in der 1980er Jahren in Deutschland eine Welle von Klagen wegen 
indirekter Diskriminierung vor dem EuGH, die durch Gewerkschaften oder politisch 
denkende Anwälte initiiert oder unterstützt wurden. Dabei wurden häufig kompli­
zierte Fragen verhandelt, beispielsweise ob bestimmte Zulagen, Leistungen oder 
Altersteilzeitregelungen indirekte Diskriminierung darstellen. Dies ist wichtig für 
die Entwicklung des Arbeitsrechts, eignete sich aber nicht für eine politische Mobi­
lisierung. Allerdings wurden auch klare Erfolge oft politisch nicht verwertet, so etwa 
die Nachzahlungen der Deutschen Post an die unterhalbzeitig Beschäftigten (vor­
wiegend Frauen) wegen indirekter Diskriminierung, weil diese von der betrieblichen 
Zusatzversorgung ausgeschlossen worden waren (EuGH, C­270/97 und C­271/97). 
Aufgrund der schwachen rechtlichen Gelegenheitsstrukturen ist die Skepsis gegen­
über dem Rechtsweg bei den AkteurInnen groß und die individuellen Hürden er­
scheinen höher. Gewerkschaften, so die Tendenz in vielen Interviews, haben Schwie­
rigkeiten, klagewillige Kolleginnen zu finden. Zudem erscheint es in der Tradition 
der starken deutschen Sozialpartnerschaft sinnvoll, das Problem der Lohngleichheit 
über Tarifverträge zu lösen. Die Tarifautonomie spielt eine überwältigende Rolle; 
Tarifverträge sind unmittelbar geltendes Recht zwischen den Vertragsparteien, und 
obwohl die Verträge gesetzeskonform sein müssen, waren Rechtsprechung und 
Lehrmeinung bisher sehr zurückhaltend, einzelne Regelungen als verfassungs­ oder 
gesetzeswidrig zu bezeichnen. Gewerkschaften zögern, Verträge vor Gericht anzu­
greifen, die sie selbst mit ausgehandelt haben. 
Es ist nicht überraschend, dass seit Ende der 1980er Jahre Gewerkschafterinnen 
das Gender Mainstreaming von Tarifverträgen als neuen Weg zur Lohngleichheit 
sahen und für eine Neueinstufung von Krankenschwestern, Putzfrauen und Erzie­
herinnen eintraten (Dürk 1994). Nach viel interner Lobbyarbeit und Pilotprojekten 
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verhandelte Ver.di schließlich ab 2003 einen neuen Tarifvertrag für den Öffentlichen 
Dienst (TVöD), dessen Mantelregelungen 2005 in Kraft traten und welche als ge­
schlechtsneutral gelten, etwa durch die Ersetzung der Lohnmerkmale Dienstalter 
und Zivilstand durch Erfahrung und Leistung. Die Neu­Einstufungen sollten auf 
Grundlage diskriminierungsfreier analytischer Arbeitsplatzbewertungen stattfinden. 
Die öffentlichen Arbeitgeber haben bisher massiven Widerstand und Unverständ­
nis gegen die Neueinstufungen geäußert. 2009 waren sechs Monate Verhandlungen, 
Protest und Streiks von 30.000 Beschäftigten in kommunalen Kindergärten nötig, 
um eine neue Einstufung (und 120€ Lohnerhöhung) für 220.000 SozialarbeiterInnen 
und ErzieherInnen zu erreichen. Aber auch innerhalb der Gewerkschaft wurde die 
Maxime der analytischen Neubewertung jedes Arbeitsplatzes nach langen Diskus­
sionen abgeschwächt und Besitzstandwahrung des bisherigen Lohns als wichtigstes 
Ziel formuliert. Diese gewerkschaftspolitische Haltung aber schützt männliche Ar­
beitnehmer und schränkt den Spielraum für höhere Löhne in frauentypischen Bran­
chen wie dem Sozial­ und Gesundheitswesen zusätzlich zu den Abwehrkämpfen 
gegen Lohndrückerei weiter ein. 
Insgesamt gesehen ist die geschlechtsneutrale Neugestaltung von Tarifverträgen ein 
interessanter Ansatz. Die Sozialpartner scheinen jedoch mit der Aufgabe der Lohn­
gleichheit systematisch überfordert zu sein. Widerstand gegen die Neugestaltung 
von Arbeitgebern und von Teilen der männlichen Gewerkschaftsmitglieder ist ra­
tional, denn erstere wollen Lohnkosten senken und letztere relative Lohneinbußen 
für männlich dominierte Arbeitsplätze verhindern. Geschlechtsneutrale Lohnpolitik 
durch Tarifverträge hängt von gewerkschaftlicher Stärke in einer bestimmten wirt­
schaftlichen Situation und einem einzelnen Sektor ab sowie von innergewerkschaft­
lichen Kräfteverhältnissen. Das reicht nicht aus, um Lohngleichheit zu erreichen. 
Man könnte mit Lenin („Was tun?“, 1902) argumentieren, dass Gewerkschaften nur 
eng umrissene ökonomische („trade­unionistische“) Forderungen bewältigen kön­
nen, und dass Geschlechtergleichstellung eine genuin politische Aufgabe ist, die 
politische Parteien verfolgen müssen. Tarifverhandlungen können Rechtsmobilisie­
rung und Gesetzgebung nur ergänzen, nicht aber ersetzen. 

Antidiskriminierungsbehörden

Aktive Antidiskriminierungsbehörden mit umfassenden Kompetenzen wie in den 
USA, Kanada oder Großbritannien, die informieren, beraten, kontrollieren und 
selbst Untersuchungen durchführen können, sind eine weitere Möglichkeit, Lohn­
gleichheit zu erreichen. In der Schweiz und in Deutschland sind starke Behörden mit 
Kontrollbefugnissen politisch bisher nicht durchsetzbar gewesen. In Frankreich ist 
es hingegen unter Einfluss der EU zu einem Politikwandel gekommen, so dass heute 
das Problem Antidiskriminierung mit dem Fokus auf die staatliche Verpflichtung zur 
Gleichbehandlung und Förderung von Minderheiten diskutiert wird (Lépinard/Ma­
zur 2009, 260f.). Aufgrund eines umfassenden ExpertInnen­Berichts (Stasi 2004), 
der ausländische Modelle mit einbezog, schuf die französische Nationalversamm­
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lung die HALDE (Haute Autorité de la Lutte contre les Discriminations et pour 
l’Égalité, www.halde.fr, Loi no. 2004­1486). 
Auf den ersten Blick scheinen in Frankreich die rechtlichen Gelegenheitsstrukturen 
für Lohngleichheit schon vor der Gründung der HALDE stark gewesen zu sein. 
Lohngleichheit ist im Arbeitsgesetz niedergelegt. Konkret finden sich darin Ver­
pflichtungen für die Betriebe, geschlechtsspezifische Lohnstatistiken zu führen und 
für die Sozialpartner, Maßnahmen gegen die Lohnlücke auf betrieblicher Ebene zu 
ergreifen. Auch Verbandsklagen sind seit 2001 möglich (Code du travail, art. 3221­2 
et sqq, art. 1132­1 et sqq. neue Nummerierung, Code pénal art. 225­1 bis 225­4, vgl. 
Laufer 2003, Berthou 2003). Tatsächlich handelt es sich um eher unklare, mehrdeu­
tige und komplizierte Vorschriften, die kaum befolgt werden, zumal die verhängten 
Sanktionen minimal sind. Besonders in Diskriminierungsfällen weichen Anwäl­
tInnen häufig auf geläufigere und finanziell günstigere Tatbestände wie etwa unge­
rechtfertigte Kündigungen aus. Einige nutzen auch das Strafrecht, weil zivilrecht­
liche Verfahren sehr langwierig sind, doch gilt im Strafrecht die volle Beweislast und 
Erfolge sind dementsprechend seltener. Statt einer substanziellen Verbesserung in 
der Praxis werden von Zeit zu Zeit die Gesetze verschärft. Zudem scheint die Gleich­
stellungsdiskussion hier in einer „französischen Falle“ gefangen zu sein, d. h. einem 
republikanischen Verständnis von Gleichheit als Identität, die darum auch mit iden­
tischer Behandlung erreicht werden kann. Quoten oder Fördermaßnahmen bedrohen 
das Verfassungsprinzip der Gleichheit. Folglich ist es schwierig, Diskriminierung, 
besonders indirekte, überhaupt wahrzunehmen (vgl. Lépinard/Mazur 2009). Zwar 
werden die meisten Diskriminierungsfälle vor Gericht von Gewerkschaften unter­
stützt, doch sehen GewerkschafterInnen dies eher als individuellen Rechtsschutz 
denn als probates Mittel, sozialen Fortschritt voranzubringen. 
Die HALDE ist für alle verbotenen Diskriminierungsformen zuständig. Sie unter­
sucht Fälle, vermittelt und empfiehlt oder leitet den Fall an das Gericht weiter. Sie 
informiert, forscht und sensibilisiert. Alle Personen, die sich diskriminiert fühlen, 
können eine Beschwerde einreichen, und die Behörde kann auch von sich aus aktiv 
werden. Sie hat umfangreiche Untersuchungskompetenzen und kann in Gerichtsfäl­
len mit eigenen Beobachtungen auftreten, ist also eine vergleichsweise starke Insti­
tution (vgl. Informationen unter www.non­discrimination.net/en/countries/France), 
die zunehmend an Bedeutung gewinnt.
Dies zeigt sich vor allem an der steigenden Zahl eingehender Beschwerden. 2005 
gingen 1.822 Beschwerden ein und bis 2009 stieg ihre Zahl kontinuierlich auf 10.545 
Beschwerden (vgl. HALDE 2006­2010). Dabei macht Diskriminierung aufgrund der 
Herkunft den größten Anteil aus (etwa 30%), Geschlecht hingegen nur zwischen 6 
und 9% (mit einer deutlichen Steigerung 2009). Bei den Diskriminierungsbereichen 
steht die Erwerbsarbeit mit der Hälfte aller Fälle im Vordergrund. Nur ein Drittel der 
Beschwerdeführenden sind Frauen, bei Geschlechterdiskriminierung sind es 50%. 
Es scheint also einen geschlechtsspezifischen Zugang zur HALDE zu geben, und 
Männer scheinen eher als Frauen geneigt, ihr Problem als Geschlechterdiskrimi­
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nierung zu definieren. Ein wesentlicher Teil der Beschwerden wird als nicht zuläs­
sig abgelehnt (2009: zwei Drittel), von den KlägerInnen nicht weiterverfolgt (2009: 
7%) oder an andere Institutionen verwiesen (2009: 10%). 1.752 Dossiers wurden 
2009 genauer geprüft. In 795 Fällen (45%) konnte die HALDE keine Diskriminie­
rung feststellen. Der Rest wurde verhandelt und mit verschiedenen Maßnahmen, 
etwa Empfehlungen oder Mediationen, abgeschlossen. Französische Gesetze sind 
noch immer nicht diskriminierungsfrei: 2009 wandte sich die HALDE 24­mal an 
den Präsidenten, um diskriminierende Gesetzesvorschriften außer Kraft setzen zu 
lassen (2008: 52 Fälle). Im letzten Jahr ist die HALDE vermehrt mit eigenen Ana­
lysen in Gerichtsfällen aufgetreten und konnte mit diesen Interventionen in einigen 
spektakulären Fällen von Lohndiskriminierung bzw. aufgrund von Schwangerschaft 
zu hohen Entschädigungen vor Gericht beitragen (HALDE 2010, 40f.). 
Eine Bewertung dieser noch relativ jungen Institution muss vorläufig sein. Gewerk­
schafterinnen und Anwältinnen beurteilen in Interviews gerade die Unterstützung 
von Opfern sehr positiv. Allerdings rückt Geschlechterdiskriminierung erst langsam 
ins Zentrum der Informations­ und Sensibilisierungsarbeit. Ohne proaktive Maß­
nahmen wird Geschlechterdiskriminierung auf der Agenda nicht nach oben rücken. 
Diese Tendenz teilt Frankreich mit anderen EU­Mitgliedern, wo Information, For­
schung und Monitoring von Geschlechterdiskriminierung und anderen Formen ver­
mehrt getrennt voneinander verläuft. Die französische Behörde ist durch ihr niedrig­
schwelliges Angebot und ihre Unterstützung ein wichtiger Schritt nach vorne. Sie 
scheint darin effektiver zu sein, als es Klagen oder Tarifverhandlungen allein sein 
können. 

Schlussfolgerung

Ob PolitikerInnen, Gewerkschaften oder Einzelpersonen Lohngleichheit durch Pro­
zesse, Tarifverträge oder Untersuchungsbehörden zu erreichen versuchen, hängt von 
einem komplexen Zusammenspiel rechtlicher Gelegenheitsstrukturen ab. Dazu ge­
hört nicht nur Antidiskriminierungsrecht bzw. ­rechtsprechung, sondern auch Tarif­
vertragsrecht, juristische Alternativen sowie Rechtskultur und Rechtsbewusstsein. 
Gewerkschaften sind die wichtigsten Akteure, um Lohngleichheitsfälle vor Gericht 
zu bringen, doch werten sie diese Erfolge politisch kaum aus. Dies liegt zum ei­
nen an Informationsdefiziten zu interessanten Fällen innerhalb der Organisation. 
Zum anderen ist dieses Defizit aber Folge der grundsätzlichen Skepsis gegenüber 
dem Rechtsweg: Gewerkschaften setzen auf kollektives Handeln und sehen in der 
Lohnungleichheit ein strukturelles Problem, das sich nicht mit individuellen Forde­
rungen lösen lässt. Im Ergebnis können Gewerkschaften mögliche politische Folgen 
von Gerichtsfällen übersehen. Die Ergebnisse deuten auf eine ungenügende poli­
tische Verwertung in Deutschland und Frankreich hin. Gender Mainstreaming und 
Tarifverhandlungen können rechtliche Maßnahmen nicht ersetzen. Der Staat kann 
die Durchsetzung von Grundrechten nicht an Sozialpartner delegieren, bei denen 
zu viele sich widersprechende materielle Interessen im Spiel sind. Antidiskriminie­
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rungsbehörden sind neue hoffnungsvolle Instrumente gegen Diskriminierung, die 
gleichwohl zusätzlich sind. Ihr Erfolg hängt zuallererst von ihrer Institutionalisie­
rung und ihren Kompetenzen, und dann von Budget und Personal ab. So wurde die 
französische Behörde als Alternative zur schwachen Rechtspraxis eingerichtet und 
ihre bisherige Arbeit stimmt hoffnungsvoll. Doch auch sie kann soziale Ursachen 
der Diskriminierung nicht ausgleichen. 
Warum welche Ansätze verfolgt werden, ist von verschiedenen Faktoren abhängig 
und müsste in einer Entstehungsanalyse genauer untersucht werden. Die Lösungen 
scheinen auf den ersten Blick allerdings eng mit nationalen politischen Traditionen 
verknüpft zu sein. Im zentralstaatlich­republikanischen Frankreich wurde eine 
staatszentrierte Lösung gesucht, die relativ starken deutschen Gewerkschaften set­
zen auf sozialpartnerschaftliche Verhandlungen und in der Schweiz sind außer einer 
liberalen Antidiskriminierungsregelung keine Maßnahmen durchsetzbar, die Arbeit­
gebern Schranken auferlegen würden. 
Lohngleichheit ist eine Frage der Gerechtigkeit, der Rechtsgleichheit und der Um­
setzung des Rechts. Nicolas Pedriana hat überzeugend argumentiert, dass Recht ein 
master frame sei, dessen sich viele soziale Bewegungen bedienen:

Law provides one of the deepest reservoirs of symbolic resources, discourses and institu­
tionalised scripts available to all sorts of collective actors and so movements typically but 
not exclusively frame their cause in explicitly legal terms (Pedriana 2006, 1727f.). 

Der Diskurs über Recht und Rechte bleibt somit wesentlich auch im Kontext anderer 
strategischer Ansätze. 

Anmerkungen

1 Das zugrundeliegende Projekt wird vom Schweizerischen Nationalfonds finanziert. Der Text basiert auf 
dem Paper „Anti discrimination authorities, strategic litigation or collective bargaining: different paths 
to pay equity‘?“, das auf der ECPR General Conference in Potsdam (10.-12. September 2009) präsentiert 
wurde. Eine überarbeitete und erweiterte Version ist ab mitte September 2010 unter www.ssrn.com 
verfügbar.

2 Die Schweiz partizipiert durch „indirekte Europäisierung“ (vgl. Lavenex 2009) an diesem Prozess, d.h. 
der selektiven Übernahme von EU-Recht. 

3 Für die Schweiz vgl. www.gleichstellungsgesetz.ch, Juris für Deutschland und Lexbase für Frankreich. 
Die Zahlen sind hier unklar, weil eine Recherche nach Urteilen auf Basis bestimmter Gesetzesartikel 
nicht möglich ist.

4 Eine Übersicht über entsprechende Regelungen in der Schweiz, Deutschland und Österreich findet sich 
unter www.gesine-fuchs.net/dokumente/Tabelle-Antidiskriminierungsrecht-D-A-CH.pdf.

5 Das Gleichstellungsgesetz wurde 2005 umfassend evaluiert (vgl. AG Gleichstellungsgesetz 2005).
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